
gestellt worden wäre, daß der Verklagte durch Ver­
letzung seiner Arbeitspflicht der Klägerin Schaden zu­
gefügt hat, hätte der Prüfung der Schadenshöhe nahe­
getreten werden können (vgl. OG, Urteil vom 21. Mai 
1970 — 1 Zz 3 70 — NJ 1970 S. 526). Dabei ist zu be­
achten, daß es sich bei der Bestimmung der Schadens­
höhe nach dem Wert der Fondszuführung (pro Arbeits­
einheit, multipliziert mit der Anzahl der nicht 
erbrachten AE-Leistungen) lediglich um eine Hilfs­
maßnahme handelt, die dann ausscheidet, wenn die 
Feststellung der Schadenshöhe in anderer Weise mög­
lich ist, z. B. wenn sie aus den Unterlagen der Buch­
führung zu ersehen ist. Im Falle einer ordentlichen 
Buchführung bei der Klägerin dürfte sich annehmbar 
sowohl die für die Schadensermittlung wichtige Frage 
des Reparaturanfalls als auch die der Reparatureigen­
leistungen des Stützpunkts im zweiten Halbjahr 1969 
mit der Situation in entsprechenden anderen Zeit­
abschnitten vergleichen lassen.
Für den Fall, daß mit hinreichender Sicherheit festzu­
stellen gewesen wäre, daß der Verklagte der Klägerin 
Schaden zugefügt hat und in welcher Höhe Schaden 
entstanden ist, mußte sich die LPG — wie von Un­
richtig erkannt und im Antrag vom 13. September 1971 
berücksichtigt worden ist — auf die festgestellte 
Schadenssumme den Betrag der einbehaltenen Jahres­
endauszahlung anrechnen lassen.
Darüber hinaus wäre noch zu prüfen gewesen, ob nicht 
auch der Betrag anzurechnen gewesen wäre, der aus 
gleichem Grund — dem Weggang des Verklagten — 
nach den Bestimmungen über die Disziplinarbefugnis 
der LPG einbehalten worden ist. Der LPG steht zwar 
das Recht zu, im Falle der unberechtigten Einstellung 
der genossenschaftlichen Arbeit im Wege von Diszi­
plinarmaßnahmen Beträge bis zu 30 Arbeitseinheiten 
einzubehalten. Eine solche Maßnahme unterliegt auch 
nicht der gerichtlichen Nachprüfung (vgl. Ziff. II des 
Beschlusses des Plenums des Obersten Gerichts über 
die Aufgaben der Gerichte bei der Durchsetzung des 
LPG-Rechts vom 30. März 1966 - I P1B 2/66 - [NJ 1966
S. 268]). Jedoch ist dann, wenn — wie vorliegend ge­
schehen — die LPG nicht lediglich eine materielle 
Disziplinarmaßnahme bis zu 30 Arbeitseinheiten aus­
spricht, sondern aus gleichem Grund außerdem noch 
Schadenersatz geltend macht, davon auszugehen, daß 
die als Disziplinarmaßnahme abgezogenen Arbeits­
einheiten auf den Schadenersatzbetrag angerechnet 
werden müssen (vgl. § 15 Abs. 1 Satz 2 LPG-Ges. und 
Kommentar zum LPG-Gesetz, Berlin 1964, S. 166).

Neudruck der Arbeitsrechtskartei 
in „Arbeit und Arbeitsrecht“
Die Redaktion „Arbeit und Arbeitsrecht“ hat sich ent­
schlossen, die Arbeitsrechtskartei auf das alphabetische 
Gliederungssystem umzustellen und überarbeitet als 
vollständigen Neudruck'herauszugeben. Damit soll das 
auch von den Rechtspflegeorganen geschätzte Arbeits­
mittel aussagekräftiger und variabler werden. Der 
Neudruck wird alle bis Ende 1972 erschienenen Kar­
ten umfassen, die dem geltenden Recht nach dem 
Stand vom 1. Januar 1973 entsprechen. Erstmals wer­
den auch die wichtigsten arbeitsrechtlichen Materia­
lien aus der „Tribüne“ eingearbeitet.
Der Preis für den kompletten Neudruck beträgt etwa 
12 Mark. Die Redaktion ist bemüht, auf Wunsch und 
gegen gesonderte Berechnung einen passenden Kartei­
kasten mitzuliefern. Der Grundstock von rund 420 
Karten wird um das neueste Material ergänzt, das 
auch künftig auf der 3. Umschlagseite jedes Heftes 
erscheinen wird.
Vorbestellungen sind bis zum 20. November 1972 an 
den Verlag Die Wirtschaft, Abt. Vertrieb, 1055 Berlin, 
Am Friedrichshain 22, zu richten.
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